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TOP VI  Tätigkeitsbericht der Bundesärztekammer  

  Titel:  Betäubungsmittel-Verschreibungsverordnung behindert adäquate 

Patientenversorgung  

Entschließungsantrag  

  
Von:  Dr. Heidemarie Lux als Delegierte der Bayerischen Landesärztekammer 

Dr. Gerald Quitterer als Delegierter der Bayerischen Landesärztekammer 

 

 

DER DEUTSCHE ÄRZTETAG MÖGE FOLGENDE ENTSCHLIESSUNG FASSEN:  
   

Der 116. Deutsche Ärztetag 2013 fordert den Gesetzgeber auf, aus den 

Substitutionsvorschriften in der Betäubungsmittel-Verschreibungsverordnung (BtMVV) 

jene Abschnitte herauszunehmen, die die ärztliche Tätigkeit und die Behandlung selbst 

reglementieren. Dies betrifft vor allem: 

 die Zielsetzungen der Substitution (§ 5 Abs. 1)  

 die Indikationen und Kontraindikationen  

 Therapieziele und -empfehlungen  

 Vorschriften zur Beendigung der Behandlung sowie der Einbezug der 

psychosozialen Betreuung (§ 5 Abs. 2)  

 Wiedervorstellungsfrequenz der Substitutionspatientinnen und -patienten bei der 

Ärztin/beim Arzt (§ 5 Abs. 2)  

 Regelungen zum "Beikonsum" (§ 5 Absätze 2 und 8, "Substanzen, die zusammen 

mit der Einnahme des Substitutionsmittels zu einer gesundheitlichen Gefährdung 

fürhen können") 

Die aufgezählten Regelungen sind in den Richtlinien der Bundesärztekammer 

festzuschreiben.  

Die Verpflichtung zur Aushändigung von BtM-Rezepten durch den Arzt wird davon nicht 

berührt. Der § 5 BtMVV soll also nicht abgeschafft werden, sondern zukünftig lediglich 

den Verkehr, die Verschreibung und Dokumentation von Substitutionsmedikamenten 

regeln, so wie die BtMVV den Umgang mit entsprechenden Medikamenten in der Zahn- 

und Tiermedizin, in der ambulanten Palliativmedizin, im Rettungsdienst und auf 

"Kauffahrteischiffen" regelt.  

Die Richtlinien der Bundesärztekammer zur Opiatsubstitutionsbehandlung sind 

infolgedessen zu überarbeiten. Änderungsbedarf ergibt sich ebenfalls für das 

Betäubungsmittelgesetz. 
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Begründung:  

Erst jüngst kam es wieder zu einer Reihe von Verfahren gegen substituierende Ärztinnen 

und Ärzte, die in anderen Ländern mit ähnlich entwickelter Substitionsbehandlung 

unvorstellbar sind. In der Folge herrscht eine abnehmende Bereitschaft in der Ärzteschaft, 

Opiatabhängige zu behandeln, weil die sehr unterschiedlichen Auslegungen des 

Substitutionsrechtes in zu einer starken Rechtsunsicherheit in der Ärzteschaft, aber auch 

in der Justiz, geführt haben. Hinzu kommt, dass der wissenschaftliche Stand und die 

evidence-basierten Erfahrungen sich weiter entwickelt haben und das Recht diesen 

Veränderungen nicht gefolgt ist. Nicht zuletzt besteht Anlass, das Substitutionsrecht zu 

überprüfen, weil in den nächsten Jahren viele der derzeit substituierenden Ärztinnen und 

Ärzte aus Altersgründen ausscheiden und die Sicherstellung der ambulanten Behandlung 

gefährdet ist, wenn es nicht gelingt, jüngere Kolleginnen und Kollegen für die Behandlung 

von Opiatabhängigen zu gewinnen.  

In den zurückliegenden zwölf Monaten haben der 115. Deutsche Ärztetag 2012, die 

Bundeärztekammer und Fachverbände Vorschläge unterbreitet, wie das 

Substitutionsrecht dem wissenschaftlichen Stand und der medizinischen Praxis angepasst 

werden kann. Die Diskussion mündete vorerst in ein Fachgespräch im 

Bundesgesundheitsministerium (22./23.01.2013) mit dem Titel: "Inwieweit empfiehlt es 

sich, die betäubungsmittelrechtlichen Vorschriften zur oralen Substitution Opiatabhängiger 

anzupassen?" 

Dort wurde deutlich, dass weit über die substituierende Ärzteschaft hinaus ein 

Änderungsbedarf gesehen wird.  

In Ergänzung der Entschließung des 115. Deutschen Ärztetages 2012 (Ärztetags-Drs. Nr. 

VI-09, s. u.) fordert der 116. Deutsche Ärztetag 2013 deshalb den Gesetzgeber auf, aus 

den Substitutionsvorschriften in der BtMVV jene Abschnitte herauszunehmen 

("abzuschichten"), die die ärztliche Tätigkeit und die Behandlung selbst reglementieren.  

   

 


